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Pressemitteilung

AGDF fordert zivilgesellschaftlichen Diskurs über den EU-Verfassungsentwurf und die „Europäische Sicherheitsstrategie“

(Bonn, 12.03.2004) Der Entwurf für eine künftige Verfassung der Europäischen Union ebnet nach Ansicht der Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF) vor dem Hintergrund eines neuen globalen Sicherheitsverständnisses den Weg zu einer militärgestützten europäischen Machtpolitik. Der Verfassungsentwurf sieht die Stärkung der militärischen Fähigkeiten der EU und eine Ausweitung der Bandbreite für mögliche Aktionen außerhalb des Gebietes der EU vor. Der Entwurf orientiert sich an der vom Europäischen Rat 2003 beschlossenen „Europäischen Sicherheitsstrategie“. Diese sieht drei Strategien vor: Abwehr von Bedrohungen, Stärkung der Sicherheit in den Nachbarregionen Europas und Einsatz für eine Weltordnung auf der Grundlage eines wirksamen Multilateralismus. 

In seiner Stellungnahme zum EU-Verfassungsentwurf stellt das Beratungsgremium Friedenspolitik der AGDF fest, dass „die Chance verpasst wird, das Potenzial der europäischen Union zu nutzen, um für Europa und über Europa hinaus den Frieden zu fördern, wie es der Verfassungsentwurf als Ziel der Union festlegt.“ Statt weltweite Kampfeinsätze zu planen und ihre Mitgliedstaaten zu verpflichten, ihre militärischen Fähigkeiten auszubauen, fordert die AGDF von der EU eine gewaltfreie Sicherheits- und Friedenspolitik, die sich am „Human Security“-Ansatz der Vereinten Nationen orientieren sollte, nach dem menschliche Sicherheit durch Entwicklung, Recht und demokratische Partizipation gefördert wird. Friedenspolitik in einem umfassenden Sinn beschäftigt sich nicht nur mit der Abwehr konkreter Kriegsgefahr, sonder schafft mittel- und langfristige Bedingungen für einen Frieden, der auf Gerechtigkeit, Solidarität und einen nachhaltigen Umgang mit den natürlichen Lebensgrundlagen beruht, heißt es in der Stellungnahme. 

Auch die 24. Friedenskonsultation der landeskirchlichen Friedenausschüsse und christlichen Friedensdienste fordert in einer einmütig verabschiedeten Resolution einen breiten zivilgesellschaftlichen Diskurs über die neue Verfassung. Sie appelliert an die Kirchen in Deutschland und Europa, den Verfassungsnetwurf einer genauen Prüfung zu unterziehen, sich für die Änderung kritischer Bestimmungen einzusetzen und Abgeordnete mit der Forderung nach einer nichtmilitärischen Friedenspolitik zu konfrontieren. Stellungnahme und Resolution wurden an die evangelischen Kirchenleitungen versandt. 

Die Stellungnahme der AGDF zum EU-Verfassungsentwurf und die Resolution der Friedenskonsultation können nachgelesen werden unter: www.friedensdienst.de/frieden/



Die AGDF ist ein Dachverband von Friedensdiensten, die sich vor Ort und in der weltweiten Ökumene für den Frieden engagieren. Die AGDF wirkt als Fachverband für Friedensarbeit und Friedenspolitik im Raum der evangelischen Kirchen und arbeitet kontinuierlich an der Qualifizierung christlichen Friedenshandelns und ziviler Konfliktlösung. Die AGDF vertritt die Interessen ihrer Mitglieder gegenüber Ministerien, staatlichen Zuwendungsgebern, kirchlichen Gremien, Fachorganisationen und internationalen Partnern. Die AGDF hat derzeit 34 Mitgliedsorganisationen. 
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